
 

  

S 21 AL 144/23

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 9
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 21 AL 144/23
Datum 11.12.2023

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 AL 168/23 B
Datum 22.03.2024

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des
Sozialgerichts DÃ¼sseldorf vom 11.12.2023 wird als unzulÃ¤ssig
verworfen.

Â 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.

Â 

Â 

Â 

Â 

GrÃ¼nde

I.
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Mit Beschluss vom 11.12.2023, dem KlÃ¤ger zugestellt am 14.12.2023, hat das
Sozialgericht DÃ¼sseldorf den Rechtsweg zu der Sozialgerichtsbarkeit bezÃ¼glich
der mit der Klageerweiterung vom 03.11.2023 begehrten Schmerzensgeldzahlung
in HÃ¶he von 5.000 â�¬ fÃ¼r nicht erÃ¶ffnet erachtet und den Rechtsstreit sowie
den Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe vom 07.12.2023 hinsichtlich
dieser AnsprÃ¼che an das zustÃ¤ndige Landgericht DÃ¼sseldorf verwiesen. In der
Rechtsmittelbelehrung des Sozialgerichts wird ua darauf hingewiesen, dass die
elektronische Form durch Ã�bermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt
wird, das fÃ¼r die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und von der
verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist und Ã¼ber das
Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) eingereicht wird oder von
der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Ã�bermittlungsweg
gem. Â§Â 65a Abs. 4 SGG eingereicht wird. Hinsichtlich der weiteren
Voraussetzungen wird auf die Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung (ERVV) und
das Justizportal des Bundes und der LÃ¤nder (www.justiz.de) hingewiesen.

Dagegen richtet sich die Beschwerde des Antragstellers vom 17.12.2023, die er an
diesem Tag um 14.09 Uhr per De-Mail ohne AbsenderbestÃ¤tigung und ohne
qualifizierte elektronische Signatur an das Sozialgericht Ã¼bersandt hat. Das
Sozialgericht habe verkannt, dass es die Rechtswidrigkeit der Handlungen der
Beklagten habe feststellen mÃ¼ssen.

Der Senat hat den KlÃ¤ger mit VerfÃ¼gung vom 22.12.2023 darauf hingewiesen,
dass eine Beschwerdeeinlegung per De-Mail nur zulÃ¤ssig ist, wenn der Absender
bei Versand der Nachricht sicher im Sinne des Â§Â 4 Abs. 1 Satz 2 des De-Mail-
Gesetzes angemeldet ist und er sich die sichere Anmeldung gemÃ¤Ã� Â§Â 5 Abs. 5
des De-Mail-Gesetzes bestÃ¤tigen lÃ¤sst (Â§Â 65a Abs. 4 Nr. 1 SGG).

Der KlÃ¤ger hat auch nach diesem Hinweis sÃ¤mtliche SchriftsÃ¤tze per De-Mail
ohne AbsenderbestÃ¤tigung und ohne qualifizierte elektronische Signatur
Ã¼bersandt.

Â 

Â 

Â 

II.

Die Beschwerde ist unzulÃ¤ssig.

Nach Â§Â 17a Abs. 4 Satz 3 GVG ist gegen einen Beschluss, mit dem der
beschrittene Rechtsweg fÃ¼r unzulÃ¤ssig erklÃ¤rt und der Rechtsstreit an das
zustÃ¤ndige Gericht verwiesen wird, die sofortige Beschwerde nach den
Vorschriften der jeweils anzuwendenden Verfahrensordnung gegeben. Nach 
Â§Â 173 Satz 1 SGG ist die Beschwerde binnen eines Monats nach Bekanntgabe der
Entscheidung beim Sozialgericht schriftlich oder zu Protokoll des Urkundsbeamten

                               2 / 4

https://dejure.org/gesetze/SGG/65a.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/65a.html
https://dejure.org/gesetze/GVG/17a.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/173.html


 

der GeschÃ¤ftsstelle einzulegen. 

Nach Â§Â 65a Abs. 1 SGG kÃ¶nnen vorbereitende SchriftsÃ¤tze und deren Anlagen,
schriftlich einzureichende AntrÃ¤ge und ErklÃ¤rungen der Beteiligten sowie
schriftlich einzureichende AuskÃ¼nfte, Aussagen, Gutachten, Ã�bersetzungen und
ErklÃ¤rungen Dritter nach MaÃ�gabe der AbsÃ¤tze 2 bis 6 als elektronische
Dokumente bei Gericht eingereicht werden. Nach Â§Â 65a Abs. 3 SGG muss das
elektronische Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der
verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person
signiert und auf einem sicheren Ã�bermittlungsweg eingereicht werden.

Ein sicherer Ã�bermittlungsweg ist nach Â§Â 65a Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 SGG der
Postfach- und Versanddienst eines De-Mail-Kontos, wenn der Absender bei Versand
der Nachricht sicher im Sinne des Â§Â 4 Abs.Â 1 SatzÂ 2 des De-Mail-Gesetzes
angemeldet ist und er sich die sichere Anmeldung gemÃ¤Ã� Â§Â 5 Abs.Â 5 des De-
Mail-Gesetzes bestÃ¤tigen lÃ¤sst. FÃ¼r die sichere Anmeldung hat der akkreditierte
Diensteanbieter sicherzustellen, dass zum Schutz gegen eine unberechtigte
Nutzung der Zugang zum De-Mail-Konto nur mÃ¶glich ist, wenn zwei geeignete und
voneinander unabhÃ¤ngige Sicherungsmittel eingesetzt werden (sog. Zwei-Faktor-
Authentifizierung); soweit bei den Sicherungsmitteln Geheimnisse verwendet
werden, ist deren Einmaligkeit und Geheimhaltung sicherzustellen. Weitere
Voraussetzung ist gem. Â§Â 65a Abs. 4 SatzÂ 1 Nr. 1 SGG, dass sich der Absender
die sichere Anmeldung gem. Â§Â 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz bestÃ¤tigen lÃ¤sst (sog
absenderauthentifizierte bzw absenderbestÃ¤tigte De-Mail, vgl dazu BSG Beschluss
vom 09.03.2023 â�� B 4 AS 104/22 BH).

Ausweislich der vorliegenden PrÃ¼fvermerke waren die Beschwerdeschrift und die
weiteren SchriftsÃ¤tze des KlÃ¤gers weder mit einer BestÃ¤tigung der sicheren
Anmeldung, noch mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen und
genÃ¼gen damit nicht den Anforderungen des Â§Â 65a Abs. 3 SGG.

Der KlÃ¤ger kÃ¶nnte jetzt keine zulÃ¤ssige Beschwerde mehr einlegen, da die Frist
des Â§Â 173 SGG mittlerweile abgelaufen ist. Â§Â 66 Abs. 2 SGG findet keine
Anwendung, da die Rechtsmittelbelehrung des Sozialgerichts richtig, vollstÃ¤ndig
und unmissverstÃ¤ndlich ist (vgl. dazu BSG Beschluss vom 09.03.2023Â â�� B 4 AS
104/22 BH).

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von Â§Â 193
SGG. Die Regelung des Â§Â 17b Abs. 2 GVG, wonach im Falle der Verweisung des
Rechtsstreits an ein anderes Gericht die im Verfahren vor dem angegangenen
Gericht, hier dem Sozialgericht, entstandenen Kosten als Teil der Kosten im
Verfahren vor dem aufnehmenden Gericht, hier dem Landgericht, behandelt
werden, und deshalb in dem Verweisungsbeschluss keine eigenstÃ¤ndige
Kostenentscheidung zu treffen ist, beschrÃ¤nkt sich auf die Kosten des
gemeinsamen ersten Rechtszugs. Sie findet â�� unabhÃ¤ngig vom Inhalt der
Entscheidung â�� keine Anwendung auf das Beschwerdeverfahren bei der
Entscheidung Ã¼ber die ZulÃ¤ssigkeit des Rechtswegs (BSG Beschluss vom
01.04.2009Â â�� B 14 SF 1/08 R). 
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Der Beschluss ist nicht anfechtbar (Â§Â 177 SGG).

Â 

Erstellt am: 24.04.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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